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Aus aster und neuer KeiL.

Der hessischc Kaffeekrieg.Einen bemerkens-
werthen Beleg dafür, wie wenig die Gesetzgebung
im Stande ist, die Volkssitte zu brechen, wenn ihre

Verbote nicht im Einklang stehen mit dem was

die öffentliche Gesinnung für erlaubt hält, bieten
die im vorigen Jahrhundert in Hessen gemachten
gesetzgeberischen Versuche, dem Kaffeetrinken Einhalt
zu gebieten. Eine landesherrliche Verordnung vom

28. Januar 1766 „gegen das allzustark eingerissene

Oall'ö-Trinken" leitet die gegen das letztere ergehenden

Verbote mit folgendem Satz ein: „Nachdem Uns

zu Unseren großen Mißfallen ist vorgekommen,
wasmaßen der von Unseren getreuen Unterthanen

überall, insonderheit aber auf dem Lande, seit einiger
Zeit getriebene Mißbrauch mit dem Cofe noch täglich

stärker einreiße, und Wir diesem landesverderblichen
Unwesen, wodurch Unsere getreuen Unterthanen,
neben der Schwächung ihrer Gesundheit, in merklichen

Verfall ihrer Nahrung gerathen, nicht länger nach
zusehen gemeynet sind, daß Wir daher zum Besten
derselben folgendes zu verordnen Uns gnädigst be

wogen gefunden." Und nun wird verfügt, daß alle

auf dem Lande in den Ortschaften angelegte Oaüö-

kräme gänzlich aufgehoben und dergleichen Krämer
und Oall'öschenker ferner nicht geduldet werden
sollen. Der etwa noch vorrüthige Kaffee soll bei
Vermeidung von 5 Rthlr. Strafe und unfehlbarer

Konfiskation desselben innerhalb dreimonatlicher
Frist fortgeschafft werden und die Krämer sollen sich

des Handels mit Kaffee künftig gänzlich enthalten,
die Juden bei Verlust des Schuhes. Der weitere

Gebrauch des Kaffees wird überall aus den Dörfern
und den Höfen den Bauern, Tagelöhnern und dem

Gesinde bei 10 Thaler Geld- oder vierzehntägiger

Gefängnißstrafe untersagt, und sollen sich die Land
lente von dem bei ihnen etwa befindlichen Kaffeegeschirr

innerhalb sechs Wochen losmachen und solches so
gut sie können veräußern. „In den Städten", heißt
es dann weiter, „mögen zwar diejenigen Bürger,

welche in dem Ansehen und Vermögen stehen, daß
sie vor dem eingerissenen Mißbrauch des Cafte sich

dessen ohne Anstoß bedient, solchen ferner müßig
gebrauchen, es sollen aber die Polizei-Kommissionen

und Bürgermeister und Rath aus die geringeren
und nicht vermögenden Bürger genau Obacht nehmen,
sie von dem ihnen in allem Betracht zum Ver

derbeil gereichenden Oaü'ögetränke nachdrücklich ab
mahnen und bei verspürendem Mißbrauch die Ueber-

treter nach Befinden bestrafen." Zum Schluß
werden Hausväter und Hausmütter, oder sonstige

Arbeitshalter, „sie seien wes Standes sie wollen",
mit 10 Rthlr. Geld- oder vierzehntägiger Gefängniß-

strafe bedroht, wenn sie den Wüsche- und Büg

lerinnen den Kaffee gestatten, oder aus einem übel

angebrachten guten Willen ihnen solchen gar selbst
verhandreichen würden.

Durch ein mit Genehmigung des Landgrafen er

gangenes Negierungsausschreiben vom 15. Mürz 1770

wurde die Wiederaufhebung dieser Kaffee-Ordnung
verkündet und statt des gänzlichen Verbots des

Kaffeegenusses für die niederen Stünde dessen Er

schwerung dadurch erstrebt, daß aus jedes Pfund
Kaffee eine Verbrauchssteuer — sog. Jmpost —

von zwei guten Groschen erhoben werden sollte. Da

sich indessen diese Maßregel als völlig unwirksam
erwiesen hatte, erließ Landgraf Friedrich schon unter
dem 11. März 1773 eine erneuerte und geschärfte

Verordnung gegen das Kaffeetrinken, in welcher die

früheren Verbote wiederholt und sogar Strafen
bis zu 20 Thaler Geld und vierzehn Tagen

Zwangsarbeit gegen Uebertretungen angedroht
wurden. Ausgenommen von dem Verbot des Kaffee

trinkens wurden indessen „ alle und jede

Honoratiores, welche nicht unter den Untergerichten,

sondern unmittelbar unter den höheren Gerichten

stehen", ferner die Kasseler Hansegrebe-Gilde, auch
überhaupt vornehmere Kaufleute und Fabrikanten.
Sollten sonst Leute von gewissem Ansehen, welche

es ihres Vermögens halber zu thun im Stande

wären, sich des Kaffees bedienen wollen, so haben
sie — wie es wörtlich in der Verordnung heißt —

„unter Bescheinnng der Umstände um Unsere

gnädigste Dispensation sich unterthänigst zu melden
und selbige unentgeltlich zu hoffen". Um jedoch auch
bei den eximirten Unterthanen das Uebermaß
des Kaffeetrinkens möglichst einzuschränken, wurde
die aus den Kaffee gelegte Verbrauchsabgabe ans
die Hälfte des Verkaufspreises erhöht.

Auch diese, durch die zugelassenen Ausnahmen
von vornherein schon stark durchlöcherte Ver
ordnung hatte nicht den beabsichtigten Erfolg, nitb
so wurden ihre Bestimmungen nochmals durch eine
Verordnung vom 6. Juli 1775 eingeschärft und

dahin erweitert, daß allen Kaufleuten und Krämern

der Verkauf gebrannten oder gemahlenen Kaffees
durchaus verboten und bestimmt wurde, daß au

die Käufer, denen der Gebrauch des Kaffees erlaubt

sei, niemals unter sechs Pfund überlassen werden
dürfe; alles dies bei Strafe von 100 Rthlr.,

oder Zuchthausstrafe.
Bald aber beginnt der Rückzug in dem er

folglosen Krieg gegen den imbesiegbaren Feind,
indem schon unter dem 21. Dezember 1775 be

kannt gegeben wird, daß, „obzwar das Ootk'ötrinken
denenjenigen, welchen es nicht zukommt, nach wie
vor untersagt bleibt, dennoch der lüeont ans einen


